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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit (22. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 12/1072 Nr. 26 — 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über ein System zur 
Stabilisierung der Ausfuhrerlöse zugunsten der am wenigsten entwickelten 
Länder in Asien und Lateinamerika 

— Rats-Dok. Nr. 6592/91 — 


A. Problem 

Die Ausfuhrerlöse für Agrarprodukte der am wenigsten entwickel- 
ten Länder in Asien und Lateinamerika bedürfen — wie die 
entsprechender AKP-Staaten — auch in Zukunft eines Systems der 
Stabilisierung. Hierzu liegt dem Rat der Europäischen Gemein- 
schaften der Vorschlag der Kommission für eine EG-Ratsverord- 
nung zur Verbesserung einer vorangegangenen, Ende 1991 aus- 
gelaufenen Regelung vor, die bei der Beratung im Ausschuß für 
Entwicklung und Zusammenarbeit des Europäischen Parlaments 
am 5. November 1991 auf Kritik gestoßen ist. 


B. Lösung 

Es wird vorgeschlagen, die Kenntnisnahme des Vorschlags der 
EG -Kommission zu verbinden mit der Erwartung an die Bundesre- 
gierung, sich in weiteren Verhandlungen für notwendige Ände- 
rungen einzusetzen, die eine Verbesserung der Wirksamkeit, 
Effizienz und Kontrolle — einschließlich der parlamentarischen 
Kontrolle — des Systems zur Stabilisierung von Exporterlösen 
sicherstellen. 

Annahme im Ausschuß mit großer Mehrheit bei einigen Enthal- 
tungen 
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C. Alternativen 

Beschlußempfehlung der Fraktion der SPD zu Drucksache 12/1072 
Nr. 26 

D. Kosten 

Mehrkosten sind nicht zu erwarten 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag nimmt den Vorschlag der EG-Kommis- 
sion zur Kenntnis und begrüßt die Absicht der Bundesregierung, 
eine Verlängerung des Exporterlösstabilisierungssystems grund- 
sätzlich zu befürworten. Er erwartet von der Bundesregierung, daß 
sie sich in den weiteren Verhandlungen für notwendige Änderun- 
gen einsetzt, die eine Verbesserung der Wirksamkeit, Effizienz und 
Kontrolle des Systems — einschließlich der parlamentarischen 
Kontrolle — sicherstellen. 

Allerdings sollte auch geprüft werden, ob durch Alternativen wie 
eine Marktöffnung der Europäischen Gemeinschaft bei Agrarpro- 
dukten oder Maßnahmen zur Unterstützung der Diversifizierung 
und Strukturveränderung die angestrebten entwicklungspoliti- 
schen Ziele wirksamer erreicht werden können. 


Bonn, den 20. Februar 1992 


Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Dr. Uwe Holtz Brigitte Adler 

Vorsitzender Berichterstatterin 

Klaus-Jürgen Hedrich Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

Berichterstatter Berichterstatterin 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


KOM(91) 169 endg. 
Brüssel, den 16. Mai 1991 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über ein System zur Stabiiisierung der Ausfuhr- 
erlöse zugunsten am wenigsten entwickelter Länder in Asien und Lateinamerika 

(von der Kommission vorgelegt) 


Begründung 

1. Während seiner Tagung vom 1. Oktober 1985 hatte 
sich der Rat grundsätzlich darauf verständigt, unter 
bestimmten Bedingungen ein System zur Stabili- 
sierung der Ausfuhrerlöse für landwirtschaftliche 
Grunderzeugnisse zugunsten einiger am wenig- 
sten entwickelter Länder in Asien und Lateiname- 
rika (ALA) einzuführen. 

2. Dieses System, das am 9. Februar 1987 mit der 
Verordnung (EWG) Nr. 428/87 des Rates beschlos- 
sen wurde, läuft am 31. Dezember 1991 aus. 

3. Um die gemeinschaftliche Kooperationspolitik im 
allgemeinen und das Stabex-System für die am 
wenigsten entwickelten ALA-Länder im besonde- 
ren fortsetzen zu können, wird der Kommission ein 
neuer Verordnungstext (Grundverordnung), der 
diese Kontinuität gewährleistet, zur Genehmigung 
und anschließenden Weiterleitung an den Rat und 
das Europäische Parlament vorgelegt. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 20, Juni 1991 — 021 — 680 70 — E — 
En 151/9L 
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Verordnung (EWG) Nr des Rates über ein System zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse 

zugunsten am wenigsten entwickelter Länder in Asien und Lateinamerika 

vom . . . 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission^), 

nach Stellimgnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die von der Gemeinschaft verfolgte Politik der Zusam- 
menarbeit mit den Entwicklungsländern erfordert 
unter bestimmten Bedingungen den Einsatz eines 
Systems zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse zugun- 
sten am wenigsten entwickelter Länder in Asien und 
Lateinamerika (ALA). 

Zu den Zielen, die der Entwicklimgshilfe erst ihre 
volle Bedeutung verleihen, gehört insbesondere die 
Förderung eines besseren Lebensstandards der 
Bevölkerung unter Wahrung ihrer Gnmdrechte. Es 
müssen daher möglichst konkrete Garantien erlangt 
werden, daß das derart geschaffene System zum 
Nutzen der Bevölkerung angewendet wird. 

Die Ziele und wichtigsten Modalitäten des Systems 
sind in einer Grundverordnung festzulegen. 

Um die Erreichung der genannten Ziele zu gewähr- 
leisten, empfiehlt es sich überdies vorzusehen, daß 
das System nur Staaten zugute kommt, die sich 
verpflichten, gewisse Bedingungen einzuhalten. 

Es ist angebracht, den Finanzmittelbedarf der 
Gemeinschaft für die Durchführung dieser Maß- 
nahme zu veranschlagen. Die tatsächlich verfügbaren 
Mittel werden nach dem Haushaltsverfahren unter 
Beachtung der finanziellen Vorausschau im Anhang 
zu der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
29. Juni 19882)beschlossen. 

Es ist zweckmäßig, daß die Kommission bei der 
Ausübung ihrer Durchführungsbefugnisse von einem 
Beratenden Ausschuß aus Vertretern der Mitglied- 
staaten unterstützt wird. 

Im Vertrag sind — außer in Artikel 235 — die erfor- 
derlichen Befugnisse nicht vorgesehen — 


9 ABI. Nt.... 

2) ABI. Nr. L 185 vom 15. Juli 1988, S. 33. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


TITEL I 

Ziele und allgemeine Vorschriften 
Artikel 1 

1. Im Rahmen ihrer Politik der Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern wendet die Gemein- 
schaft ein System zur Stabilisierung der Ausfuhr- 
erlöse zugunsten bestimmter Staaten in Asien imd 
Lateinamerika (ALA) an, die von den Vereinten 
Nationen in die Kategorie der am wenigsten ent- 
wickelten Länder (LDC) eingeordnet werden. Die 
Liste der begünstigten Länder wird nach dem 
Verfahren von Artikel 6 Abs. 2 festgelegt. 

2. Dieses System gilt für den Anwendungs Zeitraum 
1991 bis 2000; die ersten Transfers werden ab dem 
Kalenderjahr 1992, die letzten im Kalenderjahr 
2001 vorgenommen. 


Artikel 2 

1. Das in Artikel 1 genannte System zielt darauf ab, 
die Erlöse der betreffenden Staaten aus in die 
Gemeinschaft ausgeführten Erzeugnissen, von 
denen ihre Wirtschaft abhängt und die Preis- und/ 
oder Mengenschwankungen unterliegen, zu stabi- 
lisieren. 

2. Die Liste der betreffenden Waren wird nach dem 
Verfahren von Artikel 6 Abs. 2 festgelegt. 

3. Das in Absatz 1 genannte System trägt zur Stabili- 
sierung der Ausfuhrerlöse durch Transfers nicht- 
rückzahlbarer Mittel (nachstehend „Transfers“ 
genannt) bei. 

4. Zwecks Erreichung der angestrebten Ziele werden 
die transferierten Mittel im Rahmen gegenseitiger 
Verpflichtungen, die für jeden einzelnen Transfer 
zwischen dem begünstigten Staat und der Kommis- 
sion zu vereinbaren sind, entweder dem — mög- 
lichst weit definierten — Sektor zugewiesen, in 
dem der Rückgang der Ausfuhrerlöse verzeichnet 
wurde, um dort zugunsten der Marktteilnehmer 
verwendet zu werden, die von diesem Rückgang 
betroffen sind, oder, wo zweckmäßig, für Diversifi- 
zierungszwecke bestimmt, um in anderen produk- 
tiven Agrarbereichen oder für die Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse eingesetzt zu 
werden. 


5 



Drucksache 12/2262 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Artikel 3 

Für die Anwendung des Systems kommen die 
Erlöse in Frage, die aus den Einfuhren der Gemein- 
schaft der in Artikel 2 Abs. 2 genannten Waren mit 
Ursprung in einem der begünstigten Länder stam- 
men. 


TITEL II 

Mittelausstattung und -bewirtschaftung 
Artikel 4 

1. Die nötigen Mittel für die Durchführung des mit 
dieser Verordnung eingeführten Systems belaufen 
sich für die Gemeinschaft auf voraussichtlich 
90 Millionen ECU für den Fünf jahreszeitraum vom 
Haushaltsjahr 1992 bis zum Haushaltsjahr 1996. 

2. Die für jedes Haushaltsjahr verfügbaren Mittel 
werden von der Haushaltsbehörde festgesetzt. 

3 . Der für den zweiten Fünf jahreszeitraum vom Haus- 
haltsjahr 1997 bis zum Haushaltsjahr 2001 nötige 
Betrag wird 1996 nach einer Beurteilung des Funk- 
tionierens des Systems während des ersten Fünf- 
jahreszeitraums festgelegt. 


TITEL III 

Durchführungsmodalitäten und -verfahren 
Artikel 5 

Die Durchführungseinzelheiten vor allem im 
Zusammenhang mit den in Artikel 1 Abs. 1 und Arti- 
kel 2 Abs. 2 dieser Verordnung angesprochenen Fra- 
gen werden nach dem Verfahren von Artikel 6 festge- 
legt. 


Artikel 6 

1 . Die Kommission wird von einem Beratenden Aus- 
schuß aus Vertretern der Mitgliedstaaten unter- 
stützt, in dem der Vertreter der Kommission den 
Vorsitz führt; er wird als „Stabex-ALA" -Ausschuß 
bezeichnet. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der geplanten Maßnah- 
men. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf, 
gegebenenfalls durch Abstimmung, binnen einer 
Frist Stellung, die der Vorsitzende je nach Dring- 
lichkeit der Frage festsetzen kann. 

Die Stellungnahme wird zu Protokoll genommen; 
überdies hat jeder Mitgliedstaat das Recht, die 
Aufnahme seiner Stellungnahme in dieses Proto- 
koll zu beantragen. 

Die Kommission trägt der Stellungnahme des Aus- 
schusses weitestgehend Rechnung. Sie teilt dem 
Ausschuß mit, in welcher Weise sie seine Stellung- 
nahme berücksichtigt hat. 


Artikel 7 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament 
und dem Rat alljährlich einen Bericht über die Hand- 
habung des Systems im Vorjahr vor. 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich. 


Geschehen zu . . . am . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Finanzbogen 


1. Haushaltslinie: 7303 Stabex Am wenigsten entwickelte Länder/ ALA 

2. Rechtsgrundlage: Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . 

3. Klassifizierung der Ausgabe: nicht obligatorisch 

4. Beschreibung und Begründung der Maßnahme: 

Fortsetzung des Systems zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse zugunsten der am 
wenigsten entwickelten AL A( Asien, Lateinamerika) -Länder. 

5. Art der Ausgabe und Berechnungsweise: 

Die für die Durchführung des Systems während des Fünfjahreszeitraums vom 
Haushaltsjahr 1992 bis zum Haushaltsjahr 1996 für notwendig erachtete 
Zuweisung aus dem Haushalt beläuft sich auf 90 Millionen ECU. 

Sollte sich jedoch die Zahl der vom System begünstigten Länder nach 
Berichtigung der Liste der Vereinten Nationen ändern, so muß diese Mittelaus- 
stattung überprüft werden. 

6. Finanzielle Auswirkung der Maßnahme auf die Interventionsmittel 
6.1 Fälligkeitsplan der Verpflichtungs- und Zahlungsermächtigungen: 



VE (in Mio. ECU) 

^ (in Mio. ECU) 

1992 

18 

7 

1993 

18 

18 

1994 

18 

18 

1995 

18 

18 

1996 

18 

18 

1997 

0 

11 

insgesamt 

90 

90 


6.2 Anteil der Gemeinschaftsmittel an den Gesamtkosten: 100%. 

7. Anmerkung: Die tatsächliche Bereitstellung der Mittel erfolgt nach dem 
jährlichen Haushaltsverfahren und unter Berücksichtigung etwaiger Begren- 
zungen und Prioritäten. 
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Bericht der Abgeordneten Brigitte Adler, Klaus-Jürgen Hedrich 
und Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 


I. 

Der Deutsche Bundestag überwies mit Drucksache 
12/1072 Nr. 26 vom 19. August 1991 den Vorschlag 
für eine Verordnung (EWG) des Rates über ein System 
zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse zugunsten am 
wenigsten entwickelter Länder in Asien und Latein- 
amerika zur federführenden Beratung an den Aus- 
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und zur 
Mitberatung an den Haushaltsausschuß. 


II. 

Der Haushaltsausschuß empfahl in seiner Sitzung vom 
16. Oktober 1991, die Vorlage zur Kenntnis zu neh- 
men. 

In der 23. Sitzung des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit am 22. Januar 1992 legte die Frak- 
tion der SPD, Bedenken des EP-Ausschusses für 
Entwicklung und Zusammenarbeit aufgreifend, zu 
Drucksache 12/1072 Nr. 26 eine Beschlußempfehlung 
mit folgendem Wortlaut vor: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die vorliegende Verordnung enthält zwar gegen- 
über der früheren Verordnung eine Reihe von 
Veränderungen und Verbesserungen, die sich an 
den Bedingungen des neuen Lome-Abkommens 
orientieren; die grundsätzlichen Kritikpunkte, die 
aus entwicklungspolitischer Sicht sowohl für das 
Lome-Stabex wie für das ALA-Stabex wiederholt 
geäußert wurden, treffen aber auch auf die vorlie- 
gende Verordnung zu. In diesem Sinne unterstützt 
der Deutsche Bundestag nachdrücklich die Ände- 
rungsvorschläge, wie sie vom Ausschuß für Ent- 
wicklung und Zusammenarbeit des Europäischen 
Parlaments unterbreitet wurden. 

Insbesondere teilt der Deutsche Bundestag fol- 
gende Auffassungen: 

1. Die offenkundigen Nachteile des Stabex- 
Systems sollten die zuständigen Organe der EG 
dazu veranlassen, Überlegungen anzustellen 
und Vorschläge zu unterbreiten, ob anstelle von 
Stabex ein anderes System der Entwicklungszu- 
sammenarbeit mit den LLDCs entwicklungs- 
politisch wirksamere Dienste leisten könnte. 

2. Die Umsetzung der ALA-Stabex-Regelung ist 
durch eine Kompetenzvielfalt gekennzeichnet, 
unter der Durchführungs- und Kontrollmodali- 
täten möglicherweise leiden. 

3. Da in der Vergangenheit nur die Hälfte der 
vorgesehenen Länder, trotz vorhandenem Be- 
darf, von der ALA-Stabex-Regelung profitieren 


konnten, sollten — entsprechend dem Lome- 
Abkommen — auch Produkte einbezogen wer- 
den, die im Sinne des interregionalen Handels 
in benachbarte Entwicklungsländer exportiert 
werden. Ebenso sollte das ALA-Stabex-System 
für Nicht- Agrarprodukte geöffnet werden. 

4. Die Auswahl der Länder, welche unter die 
ALA-Stabex-Regelung fallen, wird durch die 
LLDC-Definition (BSP pro Einwohner) be- 
stimmt, die keine korrekte Wiedergabe der 
Lage der Mehrheit der Bevölkerung in den 
Entwicklungsländern ermöglicht. Der Deutsche 
Bundestag empfiehlt daher, künftig den „Indi- 
kator für menschliche Entwicklung", der dem 
Human Development Report des UNDP zu- 
gnmde liegt, anzuwenden. Nach dessen Krite- 
rien müßten weitere Nicht-Lome-Staaten in das 
ALA-Stabex-System einbezogen werden. 

5. In der Verordnung sollten, nach Vorbild des 
Lome-Abkommens, die Verwirklichung der 
Menschenrechte, die Ablehnung jeder Form 
von Diskriminierung, die Mitbestimmung der 
Bevölkerung an den Projekten, der Vorrang für 
die Grundbedürfnisbefriedigung, der Schutz 
der natürlichen Ressourcen als Grundlagen und 
Kriterien für die Mittelvergabe ausdrücklich 
benannt werden. 

6. Das Europäische Parlament muß nicht nur bei 
der vorliegenden Rahmenverordnung, sondern 
auch bei den Durchführungsbestimmungen 
konsultiert werden. Das Parlament muß die 
Möglichkeit einer jährlichen Überprüfung der 
Länder- und Produktenliste sowie der Durch- 
führungsmodalitäten erhalten. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung auf, 

dieser Verordnung nur zuzustimmen, wenn diese 
Forderungen des Europäischen Parlaments be- 
rücksichtigt werden. 

Die Beschlußfassung wurde nach kurzer Debatte 
vertagt. 

In der 26. Sitzung beschloß der Ausschuß am 19. Fe- 
bruar 1992 mit Mehrheit, die Beschlußempfehlung der 
Fraktion der SPD abzulehnen. Die zu dieser Sitzung 
neu vorgelegte Beschlußempfehlung der Koalitions- 
fraktionen wurde — erweitert um den Einschub „ein- 
schließlich der parlamentarischen Kontrolle" in 
Absatz 1 — mit großer Mehrheit bei einigen Enthal- 
tungen angenommen. 
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IIL 

Die Beschlußempfehlung der Fraktion der SPD hätte 

— wie deren Berichterstatterin ausführte — bedeutet, 
Änderungsvorschlägen bzw. Kritikpunkten des Aus- 
schusses für Entwicklung und Zusammenarbeit des 
Europäischen Parlaments zu folgen und diese zu 
bekräftigen. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde der Beschluß- 
empfehlimg der Fraktion der SPD unter Hinweis auf 

— auch international — strittige Auffassungen zu 
einer etwaigen Ausweitung der ExportstabUisierung 
auf zusätzliche Produkte bzw. auf zusätzlich einzube- 
ziehende Länder eine eigene Beschlußempfehlung 
entgegengestellt. 

Die Berichterstatterin der Fraktion der F.D.P. betonte 
für die Koalition, daß auch der Koalitionsantrag die 


Aufforderung an die Bundesregierung enthalte zu 
prüfen, ob dxirch Alternativen zu Stabex die ange- 
strebten entwicklungspolitischen Ziele wirksamer 
erreicht werden könnten. Die neu vorgelegte Beschluß - 
empfehlung bringe auch die interfraktionell geteilte 
Erwartung zum Ausdruck, daß sich die Bundesregie- 
rung für eine Verbesserung der Wirksamkeit, Effi- 
zienz und Kontrolle des Stabilisierungssystems einset- 
zen solle. 


Der Sprecher der Fraktion der CDU/CSU begrüßte 
den Vorschlag des Ausschuß Vorsitzenden, bei einer 
— in der Beschlußempfehlung gewünschten — ver- 
besserten Kontrolle des Stabex- Systems die notwen- 
dige Verbesserung der parlamentarischen Kontrolle 
ausdrücklich zu erwähnen und dementsprechend den 
Koalitionsantrag zu ergänzen. 


Bonn, den 20. Februar 1992 


Brigitte Adler Klaus-Jürgen Hedrich 

Berichterstatterin Berichterstatter 


Sabine Leutheusser- Schnarrenberger 

Berichterstatterin 
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